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Versorgungstarifvertrag

2034.5-F

Tarifvertrag  
über die betriebliche Altersversorgung  

der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes

Bekanntmachung  
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 7. Oktober 2011 Az.: 25 - P 2626 - 004 - 34 016/11

I.

Nachstehend wird der Änderungstarifvertrag Nr. 5 vom 
30. Mai 2011 zum Tarifvertrag über die betriebliche  
 Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen 
 Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung – ATV) vom 
1. März 2002, zuletzt geändert durch den Änderungs-
tarifvertrag Nr. 4 vom 22. Juni 2007, bekannt gegeben.

Der Tarifvertrag wurde getrennt, aber inhaltsgleich abge-
schlossen mit

– ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft – Bun-
desvorstand –, diese zugleich handelnd für die Gewerk-
schaft der Polizei, die Industriegewerkschaft Bauen-
Agrar-Umwelt und die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft,

und

– der dbb tarifunion, vertreten durch den Vorstand.

II.

Zum Inhalt des Tarifvertrages wird auf Folgendes hinge-
wiesen:

Der Änderungstarifvertrag enthält Änderungen des 
Leistungsrechts zur Berechnung der Startgutschriften 
für rentenferne Versicherte, zur Berücksichtigung von 
 Mutterschutzzeiten in der Zusatzversorgung und zur 
 Hinterbliebenenversorgung für eingetragene Lebenspart-
nerinnen und Lebenspartner.

Die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) 
hat Erläuterungen zu den einzelnen Änderungen im 
 Internet unter www.vbl.de (Rubrik: Aktuelles/Verhand-
lungsergebnisse zur Zusatzversorgung) eingestellt.

Zusätzlich hat die VBL zur Berücksichtigung von Mutter-
schutzzeiten eine ausführliche Information im Internet 
unter www.vbl.de (Rubrik: Aktuelles/Mutterschutzzeiten 
in der Pflichtversicherung) eingestellt.

Anträge auf Berücksichtigung von Mutterschutzzeiten, 
die vor dem 31. Dezember 2011 liegen, sind von den Ver-
sicherten und Rentenberechtigten direkt bei der VBL 
 einzureichen.

We i g e r t 
Ministerialdirektor

Änderungstarifvertrag Nr. 5

vom 30. Mai 2011

zum

Tarifvertrag  
über die betriebliche Altersversorgung  

der Beschäftigten  
des öffentlichen Dienstes  

(Tarifvertrag Altersversorgung – ATV)

vom 1. März 2002

Zwischen

der Bundesrepublik Deutschland,

vertreten durch das Bundesministerium des Innern,

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder,

vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände,

vertreten durch den Vorstand,

einerseits

und

…

andererseits

wird Folgendes vereinbart:

§ 1 
Änderung des ATV

Der Tarifvertrag über die betriebliche Altersversorgung 
der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag 
Altersversorgung – ATV) vom 1. März 2002, zuletzt geän-
dert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 4 vom 22. Juni 
2007, wird wie folgt geändert:

1. § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden nach den Wörtern „36 Kalender-
monate berücksichtigt“ das Semikolon und die Wör-
ter „Zeiten nach § 6 Abs. 1 MuSchG werden den 
Zeiten nach Satz 1 gleichgestellt“ gestrichen.

b) Nach Satz 3 werden folgende Sätze 4 und 5 als 
 Unterabsatz angefügt:

„4Für die Zeit, in der das Arbeitsverhältnis wegen 
der Schutzfristen nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 
MuSchG ruht, werden die Versorgungspunkte 
berücksichtigt, die sich ergeben würden, wenn in 
dieser Zeit das fiktive Entgelt nach § 21 TVöD/§ 21 
TV-L bzw. entsprechenden tarifvertraglichen Rege-
lungen gezahlt worden wäre. 5Diese Zeiten werden 
als Umlage-/Beitragsmonate für die Erfüllung der 
Wartezeiten berücksichtigt.“

2. Dem § 10 wird folgender Abs. 4 angefügt:

,,(4) Für einen Anspruch auf Betriebsrente für Wit-
wen/Witwer gelten als Heirat auch die Begrün-
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dung einer Lebenspartnerschaft, als Ehe auch 
eine  Lebenspartnerschaft, als Witwe und Witwer 
auch ein/e überlebende/r Lebenspartner/in und 
als Ehegatte auch ein/e Lebenspartner/in jeweils 
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes.“

3. § 13 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:

„1Der Anspruch auf Betriebsrente für Witwen/Witwer 
sowie Lebenspartner/innen im Sinne des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes erlischt im Übrigen mit dem Ablauf 
des Monats, in dem die Witwe/der Witwer oder der/die 
hinterbliebene eingetragene Lebenspartner/in gehei-
ratet oder eine Lebenspartnerschaft begründet hat. 
2Für das Wiederaufleben der Betriebsrenten für Wit-
wen/Witwer sowie Lebenspartner/innen im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes gilt § 46 Abs. 3 SGB VI 
entsprechend.“

4. Dem § 32 wird folgender Abs. 6 angefügt:

,,(6) 1Ergibt sich nach § 33 Abs. 1a ein Zuschlag zur 
Anwartschaft, bildet die Summe aus der Startgut-
schrift nach § 33 Abs. 1 und dem Zuschlag die 
neue Startgutschrift; die Zusatzversorgungsein-
richtung teilt den Versicherten den Zuschlag und 
die sich daraus ergebende neue Startgutschrift 
im Rahmen der Jahresmitteilung nach § 21 mit. 
2Ergibt sich nach § 33 Abs. 1a kein Zuschlag, ver-
bleibt es bei der bisherigen Startgutschrift; sofern 
in diesen Fällen eine Beanstandung nach Abs. 5 
vorliegt oder die Zusatzversorgungseinrichtung 
auf die Beanstandung der Startgutschriften ver-
zichtet hat, teilt die Zusatzversorgungseinrichtung 
den Versicherten im Rahmen der Jahresmitteilung 
nach § 21 mit, dass es bei der bisherigen Startgut-
schrift verbleibt. 3Einer gesonderten Mitteilung 
an die Versicherten bedarf es nicht.“

5. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 

,,(1a) 1Bei Beschäftigten, deren Anwartschaft nach 
Abs. 1 (rentenferne Jahrgänge) berechnet wur-
de, wird auch ermittelt, welche Anwartschaft 
sich bei einer Berechnung nach § 18 Abs. 2 
BetrAVG unter Berücksichtigung folgender 
Maßgaben ergeben würde:

1. 1Anstelle des Vomhundertsatzes nach § 18 
Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 BetrAVG wird ein Un-
verfallbarkeitsfaktor entsprechend § 2 Abs. 1 
Satz 1 BetrAVG errechnet. 2Dieser wird er-
mittelt aus dem Verhältnis der Pflichtversi-
cherungszeit vom Beginn der Pflichtversi-
cherung bis zum 31. Dezember 2001 zu der 
Zeit vom Beginn der Pflichtversicherung bis 
zum Ablauf des Monats, in dem das 65. Le-
bensjahr vollendet wird. 3Der sich danach 
ergebende Vomhundertsatz wird auf zwei 
Stellen nach dem Komma gemeinüblich ge-
rundet und um 7,5 Prozentpunkte vermin-
dert. 

2. 1Ist der nach Nr. 1 Satz 3 ermittelte Vom-
hundertsatz höher als der bisherige Vom-
hundertsatz nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 
BetrAVG, wird für die Voll-Leistung nach 
§ 18 Abs. 2 BetrAVG ein individueller  Brutto- 
und Nettoversorgungssatz nach § 41 Abs. 2 
und 2b VBL-Satzung a. F. ermittelt. 2Als ge-

samtversorgungsfähige Zeit werden dabei 
berücksichtigt

a) die bis zum 31. Dezember 2001 erreich-
ten Pflichtversicherungsmonate zuzüg-
lich der Monate vom 1. Januar 2002 bis 
zum Ablauf des Monats, in dem das 65. 
Lebensjahr vollendet wird, und

b) die Monate ab Vollendung des 17. Lebens-
jahres bis zum 31. Dezember 2001 abzüg-
lich der Pflichtversicherungsmonate bis 
zum 31. Dezember 2001 zur Hälfte.

 3Für Beschäftigte, für die der Umlagesatz 
des Abrechnungsverbandes Ost der VBL 
maßgebend war und die nur Pflichtversiche-
rungszeiten in der Zusatzversorgung nach 
dem 31. Dezember 1996 haben, gilt Satz 2 
Buchst. b mit der Maßgabe, dass für die Zeit 
vor dem 1. Januar 1997 höchstens 75 Monate 
zur Hälfte berücksichtigt werden.

 4Bei Anwendung des § 41 Abs. 2 Satz 5 VBL-
Satzung a. F. gilt als Eintritt des Versiche-
rungsfalls der Erste des Kalendermonats 
nach Vollendung des 65. Lebensjahres; als 
gesamtversorgungsfähige Zeit im Sinne des 
§ 42 Abs. 1 VBL-Satzung a. F. sind die Zeiten 
nach Satz 2 Buchst. a zu berücksichtigen.

 2Ist die unter Berücksichtigung der Maßgaben 
nach den Nrn. 1 und 2 berechnete Anwartschaft 
höher als die Anwartschaft nach Abs. 1, wird 
der Unterschiedsbetrag zwischen diesen bei-
den Anwartschaften ermittelt und als Zuschlag 
zur Anwartschaft nach Abs. 1 berücksichtigt. 
3Der Zuschlag vermindert sich um den Betrag, 
der bereits nach Abs. 3a als zusätzliche Start-
gutschrift ermittelt wurde.“

b) Dem bisherigen Wortlaut des Abs. 7 wird die Satz-
bezeichnung „1“ vorangestellt und folgender Satz 2 
angefügt:

 „2Auf den Zuschlag zur Anwartschaft nach Abs. 1a 
werden für die Jahre 2001 bis 2010 keine Bonus-
punkte (§ 19) gewährt.“ 

c) Es wird folgende Protokollnotiz angefügt:

„Protokollnotiz zu Abs. 1 und Abs. 1a:

 Zur Ermittlung der Anwartschaften nach den Abs. 
1 und 1a wird bei Berechnung der Voll-Leistung 
nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG ausschließlich das 
so  genannte Näherungsverfahren entsprechend § 18 
Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 Buchst. f BetrAVG berücksich-
tigt.“ 

6. § 34 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

 „2Auf einen gesetzlichen Anspruch nach § 18 Abs. 2 
BetrAVG ist § 33 Abs. 1a entsprechend anzuwen-
den.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

c) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 angefügt:

 „4Auf den Zuschlag nach Satz 2 werden für die Jahre 
2001 bis 2010 keine Bonuspunkte (§ 19) gewährt.“
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7. § 36a wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz wird Abs. 1.

b) Folgender Abs. 2 wird angefügt:

,,(2) 1Für Mutterschutzzeiten nach § 3 Abs. 2 und § 6 
Abs. 1 MuSchG, die in der Zeit vom 1. Januar 
2002 bis zum 31. Dezember 2011 liegen, gilt § 9 
Abs. 1 Satz 4 und 5 mit folgenden Maßgaben:

a) 1Die Mutterschutzzeiten werden auf schrift-
lichen Antrag der Beschäftigten berücksich-
tigt. 2Geeignete Nachweise zum Beginn und 
Ende der Mutterschutzfristen sind vorzule-
gen. 3Der Antrag und die Nachweise sind 
bei der Zusatzversorgungseinrichtung ein-
zureichen, bei der die Pflichtversicherung 
während der Mutterschutzzeit bestanden 
hat.

b) 1Das für die Mutterschutzzeit anzusetzende 
zusatzversorgungspflichtige Entgelt wird er-
rechnet aus dem durchschnittlichen kalen-
dertäglichen zusatzversorgungspflichtigen 
Entgelt des Kalenderjahres, das dem Jahr 
vorangeht, in dem die Mutterschutzfrist be-
gonnen hat. 2Bei der Berechnung des durch-
schnittlichen Entgelts werden Kalender-
monate ohne zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt nicht berücksichtigt. 3Ist in diesem 
Zeitraum kein zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt angefallen, ist für die Berechnung 
das Entgelt zugrunde zu legen, das sich als 
durchschnittliches zusatzversorgungspflich-
tiges Entgelt im Kalenderjahr vor Beginn 
der Mutterschutzzeit ergeben hätte.

c) Das zusatzversorgungspflichtige Entgelt 
nach Buchst. b vermindert sich um das zu-
satzversorgungspflichtige Entgelt, das nach 
§ 9 Abs. 1 in der Fassung des Änderungsta-
rifvertrages Nr. 2 vom 12. März 2003 für 
Kalendermonate berücksichtigt worden ist, 
in denen das Arbeitsverhältnis ganz oder 
teilweise nach § 6 Abs. 1 MuSchG geruht 
hat.

 2Für Beschäftigte mit Mutterschutzzeiten, die 
in der Zeit vom 18. Mai 1990 bis zum 31. De-
zember 2001 liegen, gilt Satz 1 bei entsprechen-
dem Antrag der Versicherten bzw. der Renten-
berechtigten sinngemäß für die Berechnung 
ihrer Startgutschriften. 3Am 31. Dezember 

2001 Rentenberechtigte mit Mutterschutzzei-
ten, die in der Zeit vom 18. Mai 1990 bis zum 
31. Dezember 2001 liegen, erhalten auf Antrag 
einen Zuschlag zu ihrer Besitzstandsrente, der 
sich ergibt, wenn auf der Grundlage der Ent-
gelte gemäß Satz 1 Buchst. b entsprechend § 8 
Versorgungspunkte gutgeschrieben würden.“

8. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 1 wird folgende Protokollnotiz angefügt:

„Protokollnotiz zu Abs. 1:

 Über die Frage der Finanzierung der durch die 
neuen Startgutschriften entstehenden Mehrkosten 
werden die Tarifvertragsparteien entscheiden, wenn 
das derzeitige von den Arbeitgebern zu tragende 
 Finanzierungsvolumen (Umlage-/Sanierungsgeld-
sätze) bei der VBL (Abrechnungsverband West) nicht 
ausreichen sollte.“

b) Es wird folgender Abs. 5 angefügt:

,,(5) Zu § 34 Abs. 1: § 34 Abs. 1 Satz 2 gilt in folgen-
der Fassung:

 ‚2Soweit die Startgutschrift nach § 18 Abs. 2  
BetrAVG berechnet wurde, sind § 32 Abs. 6 und 
§ 33 Abs. 1a entsprechend anzuwenden.‘ “

c) Es wird folgender Abs. 6 angefügt:

,,(6) Zu § 36a Abs. 2: Anstelle von § 36a Abs. 2  
Sätze 2 und 3 gilt folgender Satz 2:

 ‚2Für Beschäftigte mit Mutterschutzzeiten, die 
in der Zeit vom 18. Mai 1990 bis zum 31. De-
zember 2001 liegen, gilt Satz 1 bei entspre-
chendem Antrag der Versicherten bzw. Renten-
berechtigten sinngemäß für die Berechnung 
ihrer bis zum 31. Dezember 2001 erworbenen 
Anwartschaften.‘ “

§ 2  
In-Kraft-Treten

1Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2001 
in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten

a) § 1 Nrn. 1, 7 und 8 Buchst. c am 1. Januar 2012 und

b) § 1 Nrn. 2 und 3 mit Wirkung vom 1. Januar 2005

in Kraft.

Berlin, den 30. Mai 2011
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Ausführung des Haushalts – Rechnungslegung –

6323-F

Jahresabschluss und Rechnungslegung  
über die Einnahmen und Ausgaben  

des Freistaates Bayern für das Haushaltsjahr 2011  
(Jahresabschluss- und  

Rechnungsausschreiben 2011)

Bekanntmachung  
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 26. September 2011  
Az.: 17 - H 3025 - 002 - 27 527/11

1. Jahresabschluss

Gemäß Art. 76 Abs. 1 der Bayerischen Haushaltsord-
nung (BayHO) in Verbindung mit VV Nr. 25.1.1 zu 
Art. 71 BayHO wird bestimmt:

1.1 Abschlusstage

1.1.1 Die Kassenbücher des Freistaates Bayern für das 
Haushaltsjahr 2011 sind von den Kassen am

30. Dezember 2011

abzuschließen.

1.1.2 Das Staatsministerium der Finanzen kann bei 
 bestimmten Haushaltsstellen, soweit es für den 
 Abgleich mit anteiligen Bundesmitteln oder die 
 Erstellung des Jahresabschlusses durch den Bund 
erforderlich ist, auf Antrag der Ressorts einen frühe-
ren Abschlusstermin festlegen.

1.1.3 Die Staatshauptkasse erhält für den Abschluss ihrer 
Bücher eine gesonderte schriftliche Mitteilung.

1.2 Vorlage der Abschlussnachweisungen

1.2.1 Die Abschlussnachweisungen für den Monat Dezem-
ber 2011 sind von der Staatsoberkasse Bayern in 
Landshut und der Landesjustizkasse Bamberg spä-
testens bis 3. Januar 2012 vorzulegen.

1.2.2 Um sicherzustellen, dass alle Rechnungsunterla-
gen übereinstimmen, haben die Kassenleiter und 
Leiter des Aufgabengebietes Buchführung sowie 
die Kassenaufsichtsbeamten die im Muster 19 zu 
Art. 71 BayHO vorgesehene Bescheinigung in der 
Abschlussnachweisung für Dezember 2011 abzuge-
ben.

1.2.3 Ich bitte, die Abschlussnachweisungen in jedem 
Fall so rechtzeitig per E-Mail zu übermitteln, dass 
sie zu dem vorgenannten Termin ausnahmslos bei 
der Staatshauptkasse vorliegen. Die Originale der 
Abschlussnachweisungen sind auf dem Postweg un-
verzüglich zu übersenden. Die Übertragungsdateien 
müssen spätestens zu dem oben genannten Termin 
für den Abruf durch das Landesamt für Finanzen  
– Dienststelle München – bereitstehen.

1.3 Sonstiges

1.3.1 Mit Rücksicht auf die zwangsläufige Mehrbelastung 
der Kassen unmittelbar vor Abschluss des Haushalts-
jahres sind Zahlungsanordnungen für das auslau-
fende Haushaltsjahr der jeweiligen Kasse frühzeitig 

zuzuleiten, und zwar möglichst vor dem 16. Dezem-
ber, spätestens jedoch bis 20. Dezember 2011.

Bei später eingehenden Anordnungen kann nicht 
 sichergestellt werden, dass sie noch zu Lasten der 
Mittel des Haushaltsjahres 2011 ausgeführt wer-
den.

Zahlungsanordnungen, die mittels Disketten oder 
durch Datenfernübertragung ausgeführt werden, 
müssen einschließlich des Anordnungsprotokolls 
spätestens am 20. Dezember 2011 vorliegen. Glei-
cher Termin gilt grundsätzlich auch für die Bereit-
stellung der IHV-Anordnungsdaten.

Abweichend hiervon gilt für Auszahlungen im Zu-
sammenhang mit Maßnahmen nach dem Gesetz zur  
Umsetzung von Zukunftsinvestitionen der Kom- 
munen und Länder (Zukunftsinvestitionsgesetz – 
ZuInvG) vom 2. März 2009 (BGBl I S. 416, 428) in 
der jeweils geltenden Fassung als spätester Vorlage-
termin der 28. Dezember 2011. Zur Auszahlung 
von Finanzhilfen des Bundes nach dem ZuInvG 
(Bundesmittel) ist das in Kürze ergehende Rund-
schreiben des Bundesministeriums der  Finanzen 
zum Jahresabschluss und zur Rechnungslegung 
für das Haushaltsjahr 2011 für das Sonderver-
mögen „Investitions- und Tilgungsfonds“ (ITF) 
zu beachten (vgl. FMS vom 16. September 2011,  
Az.: 11 - H 1216 - 002 - 35 017/11).

1.3.2 Verwahrungen und Vorschüsse sind, soweit möglich, 
noch vor Schluss des Haushaltsjahres abzuwickeln.

1.3.3 Besoldungs-, Versorgungs- und ähnliche Ausga-
ben für einen nach dem 31. Dezember 2011 liegen-
den Zeitraum, die vor dem 1. Januar 2012 geleistet 
werden, sind in Übereinstimmung mit der Veran-
schlagung im Haushalt zunächst vorschussweise zu 
 buchen. Im Januar 2012 sind diese Haushaltsaus-
gaben in die Sachbücher des neuen Haushaltsjahres 
zu übernehmen.

1.4 Buchungen nach Abschluss des Haushaltsjahres 
(Auslaufperiode)

1.4.1 Für den Abschluss der Sachbücher der obersten 
Staatsbehörden bei der Staatsoberkasse Bayern in 
Landshut wird der 19. Januar 2012 festgelegt. In 
unabweisbaren Einzelfällen können die obersten 
Staatsbehörden daher abschließende, für den Haus-
haltsabschluss bedeutsame (grundsätzlich nur über 
2.500 € im Einzelfall liegende) Ausgaben, noch bis 
längstens 19. Januar 2012 aus Mitteln des Haus-
haltsjahres 2011 leisten. Die Zahlungsanordnungen 
müssen hierfür am 17. Januar 2012 bis spätestens 
Dienstschluss vorliegen.

Vorstehende Regelung gilt nicht für abschließen-
de Zahlungen und Buchungen des Einzelplans 13 
(einschließlich Sondervermögen hierzu), soweit das 
Staatsministerium der Finanzen oder das Landesamt 
für Finanzen – Dienststelle München/Staatsschul-
denverwaltung – anordnende Stelle ist. Wegen des 
Abschlusses hierfür ergeht gesonderte schriftliche 
Mitteilung.
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1.4.2 Im Vorgriff auf die Anpassung der VV Nr. 27 zu 
Art. 71 BayHO gilt für Buchungen bei unrichtigen 
Titeln, die in der Staatsoberkasse Bayern in Lands-
hut nach dem Jahresabschluss festgestellt werden, 
Folgendes:

Beruht der Fehler auf

– einer unrichtigen Kassenanordnung, so hat die 
anordnende Dienststelle bis spätestens zum oben 
genannten Termin eine Berichtigung über die zu-
ständige oberste Staatsbehörde zu veranlassen. 
Hält diese eine Änderung für notwendig, erstellt 
sie in eigener Zuständigkeit eine entsprechende 
Kassenanordnung und sendet diese direkt an die 
Staatsoberkasse Bayern in Landshut.

– einem Versehen der Staatsoberkasse Bayern 
in Landshut, so kann eine Berichtigung bei der 
Staatshauptkasse bis spätestens zum oben genann-
ten Termin beantragt werden. Nach Zustimmung 
der Staatshauptkasse, die Rücksprache mit dem für 
den jeweiligen Einzelplan zuständigen Ressorts 
hält, hat die Staatsoberkasse Bayern in Landshut 
einen kasseninternen Auftrag zu fertigen.

In beiden Fällen ist von der Berichtigung von 
 Bagatellfällen – soweit die Beeinträchtigung im 
 neuen Haushaltsjahr nicht fortbesteht – grundsätz-
lich abzusehen.

Wegen der Zuordnung von Einnahmen und Ausga-
ben zum richtigen Haushaltsjahr wird auf Art. 72 
BayHO verwiesen.

1.5 Bundesmittel

Bei der Bewirtschaftung von Bundesmitteln sind die 
entsprechenden Bestimmungen des Bundes zum 
Jahresabschluss zu beachten.

2. Rechnungslegung über die Einnahmen und Ausga-
ben des Freistaats Bayern

Ergänzend zu den Richtlinien zur Rechnungslegung 
über Einnahmen und Ausgaben des Freistaates 
Bayern (Rechnungslegungsrichtlinien – RlR) vom 
3. März 2006 (FMBl S. 43, StAnz Nr. 10) wird für die 
Rechnungslegung für das Haushaltsjahr 2011 gemäß  
Art. 80 Abs. 2, Art. 81 und 85 BayHO sowie der  
VV Nr. 12.1 zu Art. 80 BayHO im Einvernehmen mit 
dem Obersten Rechnungshof Folgendes bestimmt:

2.1 Termine

2.1.1 Einzelrechnung

Die Einzelrechnungen sind von der Landesjustizkas-
se Bamberg bis 5. Januar 2012, von der Staatsober-
kasse Bayern in Landshut bis 31. Januar 2012 auf 
Abruf durch den Obersten Rechnungshof oder die 
Rechnungsprüfungsämter bereitzuhalten.

2.1.2 Gesamtrechnung

Die Finanzkassen haben eine Titelübersicht in der 
Form der KAJ (Zusammenstellung der Zahlungen 
für die Monate Januar bis Dezember 2011) als Nach-
weis für die Gesamtrechnung zusammen mit der 
Abschlussnachweisung für den Monat Dezember 
bis spätestens 2. Januar 2012 der Staatsoberkasse 
Bayern in Landshut als Datei zu übersenden.

Die Staatshauptkasse hat die Zentralrechnung samt 
Anhang und Zusammenstellung (VV Nr. 8.3.4 zu 

Art. 80 BayHO) bis spätestens 11. Juni 2012 dem 
Obersten Rechnungshof zu übersenden.

2.1.3 Übersichten für die Sondervermögen und Rück-
lagen

Die Staatsoberkasse Bayern in Landshut übersendet 
die Übersichten für die Sondervermögen und Rück-
lagen bis spätestens 3. Februar 2012 der Staats-
hauptkasse.

2.1.4 Plan über die Verwendung der aus dem abgelaufe-
nen Haushaltsjahr zu übertragenden Ausgabereste, 
Nachweisungen über Inanspruchnahme von Ver-
pflichtungsermächtigungen und über eingegangene 
Verpflichtungen und Nachweisungen der Verstär-
kungen im Hochbau

Die nach den Nrn. 2.2 und 2.7 RlR zu übersenden-
den Pläne, die Nachweisungen nach den Mustern 
4a und 4b zu Art. 34 BayHO und die Anlagen V/3 
und VII/1 sind dem Staatsministerium der Finanzen 
bis spätestens 17. Februar 2012 zuzuleiten. Dabei 
ist darauf zu achten, dass die Nachweisungen nach 
Muster 4a und 4b zu Art. 34 BayHO einzelplanweise 
getrennt verfasst werden, d. h. Nachweise, die z. B. 
den Einzelplan 13 betreffen, sind gesondert darzu-
stellen. Die Nachweise über die Inanspruchnahme 
der Verpflichtungsermächtigungen sind sorgfältig 
und vollständig zu erstellen.

Bei der Aufstellung der Pläne über die Verwendung 
der zu übertragenden Ausgabereste ist ein äußerst 
strenger Maßstab anzulegen.

Ferner bitte ich zu beachten, dass die Bildung von 
Ausgaberesten insoweit unzulässig ist, als diese auf 
der gleichzeitigen Inanspruchnahme von (Personal-)
Verstärkungsmitteln beruhen; die Sonderregelungen 
für budgetierte Ansätze bleiben unberührt.

2.1.5 Über- und außerplanmäßige Ausgabemittel oder Ver-
pflichtungsermächtigungen

Anträge auf über- und außerplanmäßige Ausga-
bemittel oder Verpflichtungsermächtigungen sind 
gemäß VV 2.3.1 zu Art. 37 BayHO zu stellen, bevor 
eine Maßnahme eingeleitet oder eine Zusage ge-
macht wird, die zu einer über- oder außerplanmäßi-
gen Ausgabe führt. Soweit in Einzelfällen aufgrund 
von  Inaussichtstellungen Ausgabemittel verausgabt 
worden sind, müssen die Anträge dem Staatsmi-
nisterium der Finanzen bis spätestens 17. Februar 
2012 vorgelegt werden, weil das Staatsministe-
rium der  Finanzen gemäß Art. 37 Abs. 4 und Art. 38 
Abs. 1 Satz 2 BayHO dem Landtag zeitnah berichten 
muss.

2.2 Anlagen der obersten Staatsbehörden zu den Beiträ-
gen zur Haushaltsrechnung

Neben den in den Nrn. 4.2.1 bis 4.2.4 und 4.2.6 RlR 
bezeichneten Anlagen zu den Beiträgen zur Haus-
haltsrechnung sind gemäß Nr. 4.2.5 RlR zur Haus-
haltsrechnung 2011 folgende Anlagen zu erstellen:

2.2.1 Anlage V/1

Nachweisung aller Ausgaben zu Lasten von veran-
schlagten Verstärkungsmitteln, soweit nicht unter 
nachfolgenden Nrn. 2.2.2 bis 2.2.8 erfasst.

Soweit budgetierte Ansätze verstärkt worden sind, 
muss der Nachweis der Verstärkung zumindest bud-
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getweise nachzuvollziehen sein. Das heißt es reicht 
aus, wenn statt des Titels der verstärkt wurde, nur 
„Budget“ in die Kopfzeile eingetragen wird.

2.2.2 Anlage V/2

Nachweisung von Ausgaben zu Lasten der Verstär-
kungsmittel für sächliche Verwaltungsausgaben (Ti-
tel 548 01) in den Sammelkapiteln der Einzelpläne.

2.2.3 Anlage V/3

Nachweisung der Ausgaben zu Lasten der bei einem 
Ressort für andere Einzelpläne veranschlagten Ver-
stärkungsmittel (auch Kap. 13 03 Titel 529 03).

Die Nachweisung ist sowohl von dem Ressort, bei 
dem die Mittel veranschlagt sind, als auch von dem 
Ressort, das den rechnungsmäßigen Nachweis führt, 
zu erstellen. Die nachzuweisenden Verstärkungen 
sind einzelplanweise zu summieren.

Durch gegenseitige Übersendung der Nachweisung 
an das jeweils betroffene Ressort vor Erstellung der 
Restelisten soll sichergestellt werden, dass bei der 
Aufstellung der Haushaltsrechnung keine diesbe-
züglichen Differenzen auftreten können.

2.2.4 Anlage VI

Nachweisung der Einsparungen zugunsten von 
Minderausgaben insbesondere in den Sammelkapi-
teln der jeweiligen Einzelpläne.

2.2.5 Anlage VII/1

Nachweisung über die bei einzelnen Titeln der An-
lage S (Staatlicher Hochbau) vorgenommene Ver-
stärkung gemäß Nr. 1.3 DBestHG 2011/2012. Diese 
Anlage ist maschinell aus dem Integrierten Haus-

halts- und Kassenverfahren (IHV) – Verfahrenskom-
ponente Restebearbeitung/Auskunft – abrufbar.

2.2.6 Anlage VII/2

– entfällt –

2.2.7 Anlage VIII

Als Anlage VIII sind die jeweiligen Budgetabschlüs-
se vorzulegen. Diese Anlage ist maschinell aus dem 
IHV – Verfahrenskomponente Restebearbeitung/
Auskunft – abrufbar.

2.2.8 Anlage IX

In der Anlage IX sind die Mehrausgaben eines 
Budgets nach Nr. 12.9 DBestHG nachzuweisen, die 
aus Einsparungen bzw. Mehreinnahmen geleistet 
werden, wenn sie einen Betrag von 500.000 € über-
steigen. Bei der Berechnung der Mehrausgaben sind 
Ausgabereste nicht zu berücksichtigen. Mehrausga-
ben aufgrund eines expliziten Deckungs- oder Kop-
pelungsvermerks bleiben außer Betracht.

2.2.9 Verstärkungen von Hochbautiteln

Die nach Nr. 1.3 DBestHG 2011/2012 zulässigen Ver-
stärkungen von einzelnen Hochbautiteln werden in 
der Weise in den Zentralrechnungen dargestellt, dass 
bei dem verstärkten Ansatz Mehrausgaben, die je-
doch nicht als überplanmäßige Ausgaben behandelt 
werden, nachgewiesen werden. Bei den Ansätzen, 
bei denen die entsprechenden Einsparungen zu er-
bringen sind, werden Minderausgaben in entspre-
chender Höhe ausgewiesen.

We i g e r t  
Ministerialdirektor
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Krankenversicherung

8201-F

Aufhebung der Bekanntmachung 
zur Krankenversicherung der Beschäftigten  

des Freistaates Bayern; 
Durchführung des § 257 SGB V

Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 18. Oktober 2011 Az.: 25 - P 2504 - 001 - 37 560/11

1. Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministe-
riums der Finanzen zur Krankenversicherung der Be-
schäftigten des Freistaates Bayern; Durchführung des 
§ 257 SGB V vom 28. September 2001 (StAnz Nr. 42), 
geändert durch Bekanntmachung vom 7. Juli 2003 
(FMBl S. 263, StAnz Nr. 29), wird aufgehoben.

2. Diese Bekanntmachung tritt am 1. November 2011 in 
Kraft.

We i g e r t 
Ministerialdirektor

Staatslotterie

Süddeutsche Klassenlotterie; 
Änderung der Satzung vom 23. März 1993

Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 13. Oktober 2011 Az.: 52 - VV 9240 - 5 - 32 245/11

Mit Beschluss des Staatslotterieausschusses der Süd-
deutschen Klassenlotterie vom 17. Juni 2011 wurde § 1 
der Satzung der Süddeutsche Klassenlotterie, Anstalt des 
Öffentlichen Rechts, vom 22. Januar 1993 geändert. Die 
Finanzministerien der Vertragsländer haben die Änderung 
mit Schreiben vom 11., 21., 25. und 29. Juli und 8. August 
2011 genehmigt.

Die Änderung wird nach Art. 10 Abs. 3 des Staatsvertra-
ges zwischen den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, 
 Hessen, Rheinland-Pfalz, Sachsen und Thüringen über 
eine Staatliche Klassenlotterie vom 29. Januar 1993 (GVBl 
S. 26, BayRS 640-6-F) nachstehend veröffentlicht:

„§ 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

‚(1) Das Kapital der Anstalt beträgt 1.000.000,00 €.‘.“

We i g e r t  
Ministerialdirektor
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